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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 24. Oktober 1952 

An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsident Kopf 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 94. Sitzung 
am 24. Oktober 1952 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 9. Oktober 1952 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Wahlgesetzes 
zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 15. Juni 1949 

- Nrn. 2889, 3715 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grunde einberufen wird: 
„ § 23 a Absatz 1 wird ersatzlos gestrichen.” 

Begründung: 

Die mit der „ungeschriebenen Bundeskompetenz“ zusammenhängen- 
den Probleme bedürfen einer besonders genauen Durcharbeitung und 
sollten daher nicht gelegentlich einer Wahlrechtsnovelle gelöst werden. 
Die Aufnahme des Absatzes 1 kann zu Konsequenzen führen — so 
z. B. bezüglich des Weisungsrechts des Bundes — , die im Verwaltungs- 
aufbau störend wirken könnten und die daher einer präzisen gesetz- 
lichen Regelung bedürfen. Für die Frage, wer die Kosten der Nach- 
wahl trägt, ist eine ausdrückliche Aufnahme der Vorschriften des 
Absatzes 1 nicht notwendig; der Absatz 2 ist auch ohne Absatz 1 
rechtlich gültig. Die Wahlrechtsnovelle erscheint daher nicht der 
riditige Ort, an den eine Vorschrift wie § 23 a Absatz 1 gesetzt 
werden sollte. 

gez. Dr. Reinhold Maier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Oktober 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr, Reinhold Maier 
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